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In der spanischen Hauptstadt Madrid finden Beratungen
der Stockholm-Initiative statt, in der sich 16 Länder zu-
sammengeschlossen haben, um die Reduzierung der
Atomwaffen weltweit voranzubringen.

Die Präsidenten Joe Biden und Wladimir Putin hatten
sich Mitte Juni auf Gespräche über Rüstungskontrolle ver-
ständigt. Russland und die USA wollen auch das New-
Start-Abkommen verlängern. Es begrenzt die Nukleararse-
nale beider Länder auf je 800 Trägersysteme und 1550 ein-
satzbereite Atomsprengköpfe.

Laut Stockholmer Friedensforschungsinstituts Sipri sank
die Zahl der Atomwaffen weltweit binnen eines Jahres zwar
um 320 auf 13 080. Allerdings nahm die Zahl der Atom-
sprengköpfe, die bereits auf Raketen montiert sind oder
sich auf aktiven Stützpunkten befinden, zu. Ihre Zahl stieg
im Jahresvergleich von 3720 auf 3825. dpa

STICHWORT ABRÜSTUNG Atomwaffen
Maas fordert
konkrete Schritte
Berlin. Vor einer Abrüstungskon-
ferenz in Madrid hat Außenmi-
nister HeikoMaas (SPD) konkre-
te Schritte zur Reduzierung der
Atomwaffen weltweit gefordert.
Er verwies darauf, dass sich
US-Präsident Joe Biden und der
russische PräsidentWladimir Pu-
tin vor knapp drei Wochen dazu
bekannt hätten, eine nukleare
Konfrontation um jeden Preis zu
vermeiden: „Darauf müssen wir
jetzt aufbauen – durch klare
Schritte.“ dpa
Stichwort

Bundeswehr
2400Visa für
Ortskräfte
Berlin. Die Bundesregierung hat
zur Aufnahme von Ortskräften
aus Afghanistan 2400 Visa erteilt.
Die Lage vor Ort sei aber schwie-
rig und ein Kontaktbüro der In-
ternationalen Organisation für
Migration habe den Betrieb noch
nicht aufgenommen, sagte ein
Sprecher des Auswärtigen Amtes.
Die Bundeswehr habe bis zu
ihrem Abzug für 446 Ortskräfte
und ihre Familien – insgesamt
2250 Personen – Reisedokumen-
te vor Ort ausgegeben, hieß es im
Verteidigungsministerium. dpa

Berlin. Annalena Baerbock bleibt
dabei: Die Plagiatsvorwürfe ge-
gen sie seien unberechtigt, beton-
te die Grünen-Chefin und Kanz-
lerkandidatin amWochenende er-
neut. Ihr Buch „Jetzt“ sei „keine
Doktorarbeit“, sagte sie in meh-
reren Interviews, stattdessen
stünden die „großen politischen
Fragen“ im Mittelpunkt. Der Me-
dienwissenschaftler StefanWeber
hatte ihr mehrere wörtliche Über-
nahmen und eine Verletzung des
Urheberrechts vorgeworfen. Die
Grünen entgegnen, bei den Pas-
sagen handele es sich um allge-
mein zugängliche Fakten. Doch so
einfach ist es wohl nicht.

Zwar hat Baerbock Recht, dass
für wissenschaftliche Arbeiten
strengere Regeln gelten als für
Sachbücher. Während es in Letz-
teren den Autoren anheimgestellt
ist, wie sie mit Quellenangaben
umgehen, muss in Doktorarbei-

ten jede Quelle genannt werden.
Die Verstöße von Politikern wie
Karl-Theodor zu Guttenberg
(CSU), Annette Schavan (CDU)
oder zuletzt Franziska Giffey
(SPD) spielten deswegen „in ei-
ner ganz anderen Liga“, sagt Pla-
giatsexperte Gerhard Dannemann
im Gespräch mit dieser Zeitung.
Gegen das Urheberrecht jedoch
lässt sich auch in Sachbüchern
verstoßen.

Mit fremden Federn geschmückt
„Es geht um die Schöpfungshö-
he“, sagt der Berliner Rechtswis-
senschaftler. Sobald ein Werk
über eine gewisse Originalität
und Individualität verfügt, sei es
urheberrechtlich geschützt. „Wis-
senschaftliche und journalisti-
sche Texte haben oft diese Schöp-
fungshöhe, anders als etwa eine
Gebrauchsanweisung.“ So ist der
Vorwurf, Baerbock habe in Par-

teitagsbeschlüssen ihrer eigenen
Partei abgeschrieben, zwar hane-
büchen. In den 29 Stellen mit ei-
nem Gesamtumfang von 15
A4-Seiten, die Weber bisher ge-
funden hat, sind einige jedoch tat-
sächlich problematisch. So
stammt etwa der Satz „Wer im-
mer nur von der Gegenwart aus
denkt, verharrt in der Kurzfristig-
keit und verliert an strategischer
Tiefe“ aus einem Aufsatz der Po-
litologin Florence Gaub und wur-
de nur leicht abgeändert. „Ich hät-
te hier Anführungsstriche ge-
setzt“, sagt Dannemann.

So sieht es auch der Urheber-
rechtsexperte Harro von Have:
Der reine Bericht von Begeben-
heiten genieße zwar meist keinen
Schutz. „Eine beschreibendeWie-
dergabe hingegen schon, wenn
sich darin eine eigenständige Ge-
dankenführung zeigt.“ Kenn-
zeichnen Verfasser eine Übernah-
me nicht, schmückten sie sich
„mit fremden Federn“. Danne-
mann und von Have sind sich des-
wegen einig, dass einige der Pla-
giate sich vor Gericht angreifen
ließen. Üblich sei das zwar nicht,
sagt von Have. Weil eine Banali-
tätsgrenze nicht überschritten
wurde, würde er als Anwalt etwa
davon abraten. Es handele es sich
um relativ kurze Plagiate, jeweils
aus verschiedenen Texten. Wür-
de ein Kläger sich vor Gericht je-
doch durchsetzen, müsste der
Verlag das Buch aus demVerkehr
ziehen. Für eine ohnehin ange-
schlagene Kanzlerkandidatin
wäre das wohl ein Wahl-
kampf-GAU. Igor Steinle
Leitartikel

Kanzlerinnenträume
stehen auf demSpiel
Plagiatsaffäre Auch wenn die Fälle Guttenberg, Schavan und Giffey
schwerwiegender waren – Annalena Baerbocks Verstöße sind
problematischer, als die Grünen behaupten.

Vorwürfe gegen
Kanzlerkandi-
datin: Wird An-
nalena Baer-
bock von der
Plagiatsaffäre
hinweggetra-
gen? Foto: Chris-
toph Soeder/dpa

Berlin. Es war die letzte Sitzung
der CDU-Gremien vor der Som-
merpause. Und der Plan von Ge-
neralsekretär Paul Ziemiak laute-
te offensichtlich, mit drei Bot-
schaften die Urlaubszeit einzu-
läuten, die ja in diesem Jahr so
etwas wie der inoffizielle Wahl-
kampfbeginn ist: Der Wirtschaft
gehe es allmählich besser, Delta
sei Grund zur Vorsicht, aber nicht
zur Panik und die jüngsten Atta-
cken der Grünen seien „inakzep-
tabel“.

Soweit der Plan. Nicht so ger-
ne reden wollte Ziemiak in der
anschließenden Pressekonferenz
über zwei altbekannte Problem-
felder der CDU, die am Wochen-
ende wieder mal jede Menge
Schlagzeilen hervorgebracht hat-
ten. „Kein Thema“ war laut Zie-
miak also zum einen die Wer-
te-Union, selbsternannte „konser-
vative Basisbewegung“ in der
CDU/CSU, die in den vergange-
nen Jahren immer dann beson-
ders wahrgenommen wurde,
wenn sie scharfe Attacken gegen
die Parteispitze ritt.

Inzwischen aber scheint sich
die Sache von selbst zu erledigen:
Nachdem vor Kurzem Max Otte
den Chefposten der Werte-Uni-
on übernommen hatte, erklärte
nun auch Gründungsmitglied
AlexanderMitsch seinen Austritt.
Seine Begründung: „Die Rundum-
schläge von Herrn Otte“. Einen
davon hatte FriedrichMerz abbe-
kommen, ausgerechnet Merz, für
den sich die Werte-Union jahre-
lang starkgemacht hatte. Der wie-
derum forderte „alle CDU-Mit-
glieder dazu auf, die sogenannte
Werte-Union zu verlassen und die
Zukunft gemeinsam in der CDU
zu gestalten“.

„Kein Thema“ im Bundesvor-
stand war laut Ziemiak zudem ein
möglicher Parteiausschluss von
Hans-Georg Maaßen. Der frühe-
re Verfassungsschutzchef kandi-
diert für die CDU in Südthürin-
gen und hofft auf den Einzug in
den Bundestag. AmWochenende
hatte er eine scharfe Attacke ge-
gen den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk geritten und so auch
seine Partei und Kanzlerkandidat

Armin Laschet in Bedrängnis ge-
bracht. Denn umgehend wurde
von Laschet eine Distanzierung
gefordert. Niedersachsens CDU-
Landeschef Bernd Althusmann
legte Maaßen einen Parteiaustritt
nahe, der frühere CDU-General-
sekretär Ruprecht Polenz sprach
sich für einen Parteiausschluss
aus. Ohne den Namen Maaßens
zu nennen, sagte Laschet dem
Vernehmen nach in der Gremien-
sitzung nur, Aussagen von Direkt-
kandidaten in Südthüringen sei-
en nicht hilfreich. „Solche Debat-
ten schaden uns“, wurde er zi-
tiert. Ziemiak wiederum wies
darauf hin, dass die Pressefreiheit
und unabhängiger Journalismus
„essenziell“ seien für die Demo-
kratie. Maaßen hatte den öffent-
lich-rechtlichen Medien einen
„klaren Linksdrall“ attestiert.
Nach massiver Kritik schrieb er
auf Twitter: „Klar ist aber: Eine
‚Gesinnungskontrolle’ journalis-
tischer Arbeit durch die Politik
darf es nicht geben.“

Ellen Hasenkamp
Kommentar

In der Zwickmühle
CDU Nach den Attacken aus der konservativenWerte-Union muss
sich Kanzlerkandidat Armin Laschet positionieren.

Leitartikel
Dorothee Torebko
zu den Problemen der Grünen mit Annalena Baerbock

E s gibt sicherlich Tage, an
welchen sich die grüne
Parteispitze wünscht, es
wäre März. Da war die grü-
ne Welt noch in Ordnung.
Die Partei war kurz davor,

Annalena Baerbock zur Kanzlerkandi-
datin zu nominieren. Die Konkurrenz
aus der Union zerfleischte sich im
Kampf um die K-Frage, SPD-Kandidat
Scholz schlug sich mit dem Wire-
card-Skandal herum, und die Masken-
affäre war auch noch präsent. Gut
drei Monate später stehen die Grünen
vor einem Trümmerhaufen. Nun wer-
den gar Stimmen laut, die Baerbock
vom Thron stoßen und Co-Parteichef
Robert Habeck hinauf hieven wollen.
Es wäre das schlechteste, was die Par-
tei nun machen könnte.

Es ist unbestritten, dass Baerbock
und ihr Team in den vergangenen Wo-
chen Fehler gemacht haben. Zu spät
gemeldete Boni, Korrekturen im Le-
benslauf, nun ein zusammengebastel-
tes Buch, das unter Plagiatsverdacht
steht. All das würde zu jedem ande-
ren Zeitpunkt kaum jemanden inter-
essieren. Aber es ist nicht irgendein
Zeitpunkt. Es ist Wahlkampf. Diejeni-
ge, die sich verteidigen muss, will
Kanzlerin werden. Sie will das Klima
retten, das Land in eine Zukunft nach
Corona führen und Diktatoren die
Stirn bieten. Im Idealfall würde das
Land nicht über den Lebenslauf Baer-
bocks oder ihr Buch diskutieren, son-
dern über genau diese Zukunftsfra-
gen. Ein Wettstreit der Ideen – wie es
sich die Grünen wünschen – das wäre
am besten. Doch der Wahlkampf ist
kein Wunschkonzert. Ideal ist er
schon gar nicht.

Umso wichtiger ist es jetzt, nicht in
Panik zu verfallen. Es stimmt: Einer
aktuellen Civey-Umfrage zufolge
wünscht sich eine Mehrheit der Wäh-
ler nicht Baerbock, sondern den
Co-Vorsitzenden Habeck als Kanzler-
kandidaten. 61 Prozent sagen, dass

sich die Grünen falsch entschieden
haben. Aber wäre Habeck tatsächlich
geeigneter? Er ist der bessere Redner
und kann Menschen für sich gewin-
nen. Er hat Wahlen gewonnen und Re-
gierungserfahrung. Doch er ist nicht
fehlerlos. Zuletzt fiel er durch seine
Äußerungen zur Ukraine-Politik und
der Pendlerpauschale auf. Wird er ar-
gumentativ in die Enge gedrängt, wir-
ken seine Aussagen eher verquast als
souverän.

Entscheidend sind aber nicht nur
die Person und ihre Erfahrung, son-
dern auch das, wofür sie steht. Die
Grünen sind eine feministische Partei.
Es ist daher folgerichtig, dass sie bei

ähnlicher Qualifikation die Frau für
die Spitzenposition wählen. Würde
die Partei eine Kehrtwende machen,
würde sie viele Stammwähler vertrei-
ben. Mit einer Umkehr würden die
Grünen den Kritikern indirekt Recht
geben. Es wäre ein Schuldeingeständ-
nis – damit wären die Wahlen verlo-
ren, die Kanzlerinnenschaft dahin.

Ein Austauschen der Köpfe ist des-
halb der falsche Weg. Die Grünen
müssen nun eine Strategie entwi-
ckeln, wie sie den Wahlkampf auf das
Inhaltliche lenken und so zum Angriff
gegen die Konkurrenten übergehen
können. Dabei wird es jedoch nicht
nur darauf ankommen, wie fachlich
kompetent Baerbock ist. Es wird auch
darauf ankommen, ob es den Grünen
gelingt, ihre Kandidatin in ein sympa-
thischeres Licht zu tauchen.

leitartikel@swp.de

Ein Trümmerhaufen

Ein Austauschen der
Köpfe ist der falsche

Weg. Damit würden die
Grünen indirekt ihren
Kritikern Recht geben.

Kommentar
Ellen Hasenkamp
zum Umgang der CDU mit innerparteilichen Querelen

Bei den einen ist es Boris Pal-
mer, bei den anderen heißt sie
Sahra Wagenknecht. Wieder
andere hatten es mit Thilo Sar-

razin zu tun. So unterschiedlich all
diese Fälle auch gelagert sind, es
scheint doch eine gemeinsame Regel
zu gelten: Jede Partei hat ihren Quäl-
geist. In der CDU ist dies derzeit ein-
deutig Hans-Georg Maaßen, der ehe-
malige Verfassungsschutz-Chef und
aktuelle Bundestags-Direktkandidat
im Wahlkreis 196. Am Wochenende
hat er mal wieder für mächtig Aufre-
gung gesorgt mit der Forderung, öf-
fentlich-rechtliche Journalisten bio-
grafisch-charakterlich „auf den Prüf-
stand“ zu stellen. Später schob er ein
Bekenntnis zur Pressefreiheit hinter-
her. Erst provozieren, dann relativie-
ren – das ist die bewährte Methode,
um erstens im Gespräch zu bleiben
und zweitens Grenzen in die ge-
wünschte Richtung zu verschieben.

Für die CDU stellt sich nun die Fra-
ge: Wie umgehen damit? Dass nicht
nur Maaßen, sondern auch die Oppo-
sition die Partei und vor allem ihren
Kanzlerkandidaten Armin Laschet in
eine Art Duell zwingen wollen, ver-
steht sich von selbst. Dass Laschet
daran keinerlei Interesse hat, auch.
Denn wie wenig er dabei zu gewinnen
hätte, lässt sich nicht nur an den oben
genannten Fällen ablesen, sondern
auch an seiner Vorgängerin Annegret
Kramp-Karrenbauer, die sich einst
mit der Andeutung eines Parteiaus-
schlussverfahrens gegen Maaßen eine
ihrer vielen Brandblasen holte.

Das heißt nun nicht, dass Laschet
Maaßen alles durchgehen lassen soll-
te. Und eines könnte der CDU-Partei-
chef zudem sofort tun: Eigene The-
men setzen. Zwölf Wochen vor der
Bundestagswahl gibt es wahrlich noch
anderes zu diskutieren als die neues-
ten Zitate aus Wahlkreis 196.

Nicht viel zu gewinnen

Karikatur: Klaus Stuttmann
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